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Einleitung 

I. Einführung in die Thematik und Fragestellung 
I. Einführung in die Thematik und Fragestellung 

Die Geschichte des Eisenbahnwesens in Deutschland ist bestimmt von einer 
Reihe gravierender Änderungen in der Marktgestaltung. So fiel in Preußen und 
anderen Staaten des Deutschen Bundes bei Aufkommen der dampfbetriebenen 
Eisenbahn im ersten Drittel des 19. Jahrhunderts die Entscheidung für ein pri-
vatwirtschaftlich erbautes und betriebenes System. Der Staat setzte hierbei auf 
die Initiative der privaten Unternehmer, welche sich in Aktiengesellschaften 
zur Aufbringung der notwendigen Kapitalien für den sehr kostenintensiven Ei-
senbahnbau zusammenschlossen und das neuartige Verkehrsmittel nutzbar 
machten. Auf diesem Wege entstand in der Fläche ein Netz voneinander unab-
hängiger Privatunternehmungen, welche mit staatlicher Erlaubnis sowohl 
Menschen als auch Güter über weite Strecken verbringen konnten. 

 Trotz dieses privatwirtschaftlichen Ursprungs des Eisenbahnwesens in 
Preußen erscheint jedoch sodann der Übergang zum Staatsbahnmodell als prä-
gende Entscheidung der deutschen Eisenbahngeschichte. Im letzten Drittel des 
19. Jhds. führte der preußische Staat eine geplante und systematische Verstaat-
lichung dieser privaten Gesellschaften durch und führte diese zu den „König-
lich Preußischen Staatseisenbahnen“ zusammen. In Abkehr von der ursprüng-
lichen Entscheidung sollte nun die hoheitliche Staatsverwaltung den Eisen-
bahnverkehr in einem monopolisierten Großbetrieb ausführen. Bis zum Ende 
des deutschen Kaiserreichs bestand damit ein Staatsbahnsystem auf der Ebene 
der Einzelstaaten. Während auch danach die generelle Zuordnung des Eisen-
bahnbetriebs zum Staat bestehen blieb, wartete die Eisenbahngeschichte in der 
Folge dennoch mit weiteren gravierenden Systemänderungen auf. So ging die 
Unternehmensträgerschaft im Zuge der Gründung der Weimarer Republik von 
den verschiedenen Einzelstaaten auf das Reich über, was zu einer weiteren 
Konzentration der Marktstruktur führte. Unter Einfluss der Siegerstaaten nach 
dem Ersten Weltkrieg wurde der Betrieb jedoch sodann auf eine Betriebsge-
sellschaft nach Art einer Privatgesellschaft übertragen und damit erneut eine 
Zäsur zum Staatsbahnmodell bewirkt. An dieses System knüpfte auch die frühe 
Bundesrepublik nach dem Zweiten Weltkrieg an, nahm dabei jedoch erneut 
maßgebliche Änderungen vor. 



2 Einleitung  

 Zweifellos prägen damit mehrere maßgebliche Systemwechsel die deutsche 
Eisenbahngeschichte. Dabei wurde bereits jeweils die Frage unterschiedlich 
beantwortet, welcher Akteur die Eisenbahnen betreiben sollte. Eine Beschäfti-
gung mit der Entwicklung der Eisenbahnrechtsgeschichte steht daher von Be-
ginn an unter der zentralen Annahme, dass die verschiedenen Systemwechsel 
jeweils entscheidende Änderungen über die Art und Weise des Eisenbahnbe-
triebs bewirkt haben. Dies liegt insbesondere für denjenigen Bereich der Be-
triebsführung nahe, der sowohl die Einkünfte der Eisenbahnen als auch die bei 
ihren Nutzern entstehenden Kosten bestimmte – der Entgeltgestaltung für die 
Transportdienstleistungen.  

 Ein erster Zugriff auf die Frage, inwiefern mit den Systemwechseln für das 
Gebiet der Entgeltgestaltung entscheidende Konsequenzen verbunden waren, 
führt hingegen zu keinen eindeutigen Ergebnissen. Vielmehr drücken zeitge-
nössische Aussagen dazu maßgebliche Unsicherheiten aus. Dies wird bereits 
am – geradezu symbolisch erscheinenden – Wechsel vom Privat- zum Staats-
bahnsystem in Preußen ab 1879 deutlich: Den Ankauf der privaten Eisenbah-
nen durch den preußischen Staat und die Konsequenzen für die Betriebsver-
hältnisse beurteilte der Verkehrshistoriker Gustav Riegels 1889 etwa folgen-
dermaßen:  

„Die erwerbslustigen Gesellschaftsbahnen mit der ängstlichen Sorge für den eigenen Vort-
heil sind aus der Eisenbahn-Verkehrsanstalt entfernt und an deren Stelle ist der Staat in 
selbstloser Weise für die allgemeine Wohlfahrt sämmtlicher Verkehrstreibenden eingetreten. 
Die Gegensätze zwischen dem Interesse der Eisenbahnunternehmer und dem der Verkehrs-
treibenden sind nach der Verstaatlichung der Gesellschaftsbahnen gefallen.“1 

Riegels beschrieb den Übergang zum Staatsbahnsystem damit als fundamenta-
len Wendepunkt für die Abnehmer von Transportdienstleistungen. Die vorigen 
Privatbahngesellschaften seien danach ganz überwiegend an ihrem eigenen fi-
nanziellen Ergebnis orientiert gewesen. Die Interessen der Abnehmer ständen 
hierzu jedoch in einem natürlichen Gegensatz. Auf die Preisbildung übertragen 
bedeutete dies insofern etwa die Gefahr, aufgrund der Gewinnbestrebungen der 
Eisenbahngesellschaften durch überhöhte Entgelte übervorteilt zu werden. 
Nach Riegels Ansicht sei der staatliche Betrieb im Gegensatz hierzu ‚selbstlos‘ 
an den Interessen der Abnehmer ausgerichtet.2 Soweit das primäre Ziel eines 
finanziellen Vorteils weggefallen sei, bestehe nunmehr kein Gegensatz mehr 
zu diesen. Damit habe sich die Situation der Abnehmer durch die Verstaatli-
chung grundlegend zum Besseren gewendet. 

 Während im Privatbahnsystem zuvor eine staatliche Aufsicht über die Be-
triebsvorgänge durchgeführt wurde, folgerte der Nationalökonom Emil Sax 

                                                           
1 Riegels, Verkehrsgeschichte, S. 301. 
2 Nach dem zeitgenössischen Autor Ulrich, Eisenbahntarifwesen, S. 8 verlor das Mono-

pol insofern das „gehässige und ungerechte“, welches es in den Händen der Privatwirtschaft 
hatte.  
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noch 1922 zudem für die organisatorischen Konsequenzen des Staatsbahnsys-
tems, dass eine Kontrolle der staatlichen Eisenbahnverwaltung überflüssig sei: 

„Schon aus der Zweckbestimmung solcher (Eisenbahnaufsichts-) Behörden folgt, daß ihrem 
Aufsichtsrechte nur die Privatbahnen zu unterstellen sind. Dessen Erstreckung auch auf den 
eigenstaatlichen Eisenbahnbetrieb erscheint als Aufsicht des Staats über sich selbst, ist zu-
mindest dort überflüssig, wo die Staatseisenbahnverwaltung sich ihrer Aufgaben bewußt ist 
und sie auch erfüllt.“3 

Der Übergang der Eisenbahnen auf den Staat mache insofern eine Selbstauf-
sicht überflüssig. Gleichzeitig relativierte Sax seine Aussage jedoch insofern, 
als er von einem Idealbild einer aufgabenbewussten und -erfüllenden Staats-
bahnverwaltung ausging. 

 Dass man hinsichtlich der Schlussfolgerungen der Konsequenzen einer 
Verstaatlichung für die Preisgestaltung sowie deren rechtlicher Organisation 
gänzlich anderer Meinung sein konnte, zeigte eine Schrift des österreichischen 
Staatsbahnrats Victor Krakauer aus dem Jahre 1913. In seiner Abhandlung mit 
dem Titel „Über den gerechten Preis für Eisenbahnleistungen“ entwickelte er 
konkrete Vorgaben für die Entgeltbildung bei Eisenbahnen: 

„…von einem gerechten Preise für die Gesamtheit von Eisenbahnleistungen … dann gespro-
chen werden kann, wenn die auf dieser Grundlage innerhalb eines bestimmten Zeitraumes 
(Geschäftsjahres) erzielten Einnahmen nebst der Deckung der Betriebsausgaben auch die 
Verzinsung des Anlagewertes (während dieser Zeitperiode) ermöglichen.“4 

Krakauer sah die staatliche Tätigkeit im Bereich der Preisbildung damit nicht 
als freie Gestaltung an. Vielmehr definierte er insbesondere in beide Richtun-
gen Grenzen der Preisbildung. Die Eisenbahnverwaltungen sollten weder zu 
wenig Ertrag erwirtschaften noch übermäßig hohe Gewinne abwerfen. Krakau-
ers Festlegungen dienten dabei dem selbsterklärten Ziel, einen ‚gerechten Aus-
gleich‘ zwischen den Belangen der Eisenbahnunternehmen, der Reisenden, der 
Versender und der Allgemeinheit zu erreichen.5 Auf Grundlage dieses Stand-
punkts folgerte er zugleich die Notwendigkeit der Schaffung organisatorischer 
Vorkehrungen für die Preisbildung der Staatsbahnen. Es bedürfe insofern der 
Bildung einer Institution aus „unparteiischen, unabhängigen und fachkundi-
gen Männern“, welche die Staatsbahnverwaltungen in der Tarifbestimmung zu 
kontrollieren habe.6 Die Vorstellungen Krakauers widersprachen damit sowohl 
der plakativen These Riegels von der selbstlosen Unterstellung des Eisenbahn-
betriebs unter die Interessen der Kunden, als auch der entsprechenden An-
nahme von Sax, dass eine Kontrolle der staatlichen Eisenbahnverwaltung 
grundsätzlich obsolet sei. Hiermit wird bereits deutlich, dass allein durch die 

                                                           
3 Sax, Eisenbahnen, 2. A., S. 179f. 
4 Krakauer, Gerechter Preis, S. 74. 
5 Ebd., S. 2. 
6 Ebd., S. 86. 
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Verstaatlichung privater Eisenbahnen weder die Frage nach den Prinzipien der 
Preisbestimmung noch nach der Gestaltung des Preisbildungsverfahrens beant-
wortet wurde. 

 Direkt widersprochen wurde Krakauer schließlich 1914 vom Rechtswissen-
schaftler Rudolf Laun (1882–1975)7. Dieser hielt Krakauer entgegen, dass er 
einen wirtschaftspolitisch weniger „gerechten Preis“ mit einem rechtswidri-
gen verwechseln würde.8 Nach seiner Auffassung enthielt die Zuordnung der 
Entgeltgestaltung auf die staatliche Verwaltung die entscheidende Wertung, 
dass dieser grundsätzlich ein Ermessen bei dieser Tätigkeit zustehe. Ein ver-
bindlicher Preis würde damit nicht existieren, was auch eine spezielle Kon-
trolle durch eine unabhängige Instanz überflüssig mache. Laun betonte mit sei-
ner Kritik an Krakauer schließlich nicht weniger als das Primat der Rechtsge-
staltung. Diese habe schließlich zu klären, durch welche Institutionen und auf 
welche Weise die Preisbildung im Staatsbahnsystem zu erfolgen habe. 

 Die verschiedenen abstrakten Überlegungen der zeitgenössischen Autoren 
verdeutlichen, dass im Hinblick auf die Konsequenzen des Systemwechsels zur 
Staatsbahn für die nachgeschaltete Frage der Preisbestimmung maßgebliche 
Unsicherheiten bestanden. Diese zeigten sich sowohl bezüglich der Ziele der 
Preisbildung als auch inwiefern die rechtlich-organisatorische Gestaltung des 
Bildungsprozesses durchzuführen war. Dienten die Eisenbahnen nach Riegels 
These nunmehr maßgeblich den Abnehmern, die möglichst günstige Entgelte 
forderten? Oder bedurfte es nach Krakauer weiterhin einer Ertragserzielung, 
etwa zur Verzinsung des staatlichen Anlagekapitals? Waren schließlich neben 
der Staatsbahnverwaltung weitere Institutionen in den Preisbildungsprozess 
einzubeziehen? 

 Die Annahme, dass sich das Recht der Tarifbestimmung unmittelbar mit 
den Systemwechseln radikal änderte, muss daher jedenfalls bereits für diesen 
zentralen Moment der Eisenbahngeschichte angezweifelt werden. Im Hinblick 
auf die divergierenden Ausführungen der Autoren erscheint es vielmehr denk-
bar, dass hinter den verschiedenen Systemwechseln eine eigenständige Ent-
wicklungslinie für die spezielle Problemstellung der Preisbildung festgestellt 
werden kann. Dies bedarf einer fokussierten und epochenübergreifenden Un-
tersuchung der Entwicklung des Tarifbestimmungsrechts. Insofern geht die 
Untersuchung der erkenntnisleitenden Frage nach, ob die Entwicklung des Ta-
rifbestimmungsrechts in Deutschland trotz maßgeblicher Systemwechsel im Ei-
senbahnsektor von einer eigenen Tradition bestimmt wurde. 

                                                           
7 * 1. Januar 1882 in Prag; † 20. Januar 1975 in Ahrensburg, war ein österreichisch-

deutscher Rechtswissenschaftler, Philosoph und Richter. 
8 Laun, Tariffreiheit, S. 63ff. 
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1. Besonderheiten des historischen Eisenbahnsektors in Bezug auf die 
Preisbildung 

a) Eisenbahnen und das Problem des natürlichen Monopols 

Zur näheren Erläuterung der Fragestellung ist es notwendig, einige Besonder-
heiten des historischen Eisenbahnsektors herauszustellen. Dadurch wird das 
Erkenntnisinteresse der Untersuchung der tarifbestimmungsrechtlichen Ent-
wicklung verdeutlicht. Von hoher Bedeutung ist dabei zunächst, dass sich das 
Eisenbahnwesen in eine Gruppe von Industriezweigen einordnen lässt, welche 
für die Frage der Entgeltbildung eine spezifische Problematik aufwirft. 

 In einer marktwirtschaftlichen Wirtschaftsordnung vollzieht sich die Preis-
bildung grundsätzlich durch das Zusammenspiel von Angebot und Nachfrage 
im Wettbewerb.9 Man geht dabei davon aus, dass beim Zusammenwirken von 
verschiedenen Anbietern und Nachfragern und einer entsprechenden Informa-
tionsverteilung in einem Markt ein solcher Preis erreicht wird, dass beide Sei-
ten einen entsprechenden Vorteil aus dem Geschäft ziehen können. Soweit 
funktionierende Märkte und ungestörter Wettbewerb herrschten, führte dies 
schon nach der klassischen liberalen Vorstellung zu einem optimalen Ergebnis. 
Nach dem englischen Nationalökonomen Adam Smith lenkte dabei die „un-
sichtbare Hand“ individueller Freiheiten das grundsätzlich eigennützige Stre-
ben der einzelnen Wirtschaftssubjekte gleichzeitig zu einem steigenden Nutzen 
der Allgemeinheit. Die Interessen der Anbieter und der Konsumenten würden 
so koordiniert.10 

 Die Existenz eines solchen funktionierenden Marktes wird jedoch für den 
Fall der Eisenbahnen nicht gesehen. Den zentralen Begriff stellt dabei die Qua-
lifizierung der Eisenbahn als so genanntes „Natürliches Monopol“ dar.11 Die 

                                                           
9 Preisbildungen waren davon abweichend jedoch historisch vielfach Objekte staatlicher 

Regelsetzung, vgl. für einen Überblick hierzu Collin, Preisregelung, S. 86ff. 
10 Vgl. zum Prinzip der „invisible hand“ des Liberalismus etwa Schmoeckel, Rechtsge-

schichte, S. 52ff. Dabei wird insbesondere auch dem Umstand hohe Bedeutung zugespro-
chen, dass der Marktzugang für weitere Mitbewerber offensteht. Staatliche Reglementierung 
und etwa das Zunftwesen im Merkantilismus wurden daher von der klassischen liberalen 
Schule als schädliche Eingriffe in die Selbstheilungskräfte des Marktes angesehen. Der Staat 
solle eine Einflussnahme vermeiden und Wettbewerbsbeschränkungen keinesfalls fördern, 
Hecker, Lohn- und Preisgerechtigkeit, S. 175. 

11 Knieps, Regulierung, S. 21ff. Vgl. zur Herkunft des Begriffs Michalczyk, Ursprünge, 
S. 5 m.w.N. Im Bezug auf das Eisenbahnwesen wurde der Begriff in der zweiten Hälfte des 
19. Jhds. von volkswirtschaftlichen Autoren regelmäßig verwendet, Michaelis, Monopol, 
S. 6ff. 
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Monopolstellung,12 also die ausschließliche Möglichkeit der Ausübung einer 
bestimmten Tätigkeit – konkret den Eisenbahnbetrieb auf einer bestimmten 
Strecke – ergebe sich danach nicht erst aus einer rechtlich herbeigeführten 
Marktschließung.13 Vielmehr bestehe die Monopolstellung bereits aufgrund 
ökonomischer Zusammenhänge. Ein natürliches Monopol trete dabei insbeson-
dere für den Fall auf, wenn notwendigerweise eine Netzinfrastruktur errichtet 
und für die Leistungserbringung verwendet werden müsse.14 Grund hierfür sind 
die bei der Errichtung dieser Infrastruktur entstehen Fixkosten (Schienennetz 
und sonstige Infrastruktur), welche sich in Relation zu den laufenden Betriebs-
kosten als sehr hoch darstellen. Bei einem solchen natürlichen Monopol be-
stehe aus ökonomischer Sicht aufgrund von Größen- und Verbundsvorteilen 
eine effizientere Bedienung der Nachfrage durch eine Unternehmung statt 
durch mehrere konkurrierende.15 Dieser Monopolist könne die Leistungen zu 
günstigeren Kosten anbieten, da die Durchschnittskosten bei einer höheren 
Nachfrage fallen.  

 Dies wirft jedoch das Problem auf, dass der Unternehmer gleichzeitig in 
seinem Verhalten von keinem existierenden Wettbewerber diszipliniert werde. 
Zudem müsse er nicht befürchten, dass neue Konkurrenten durch Errichtung 
einer Parallelstrecke in seinen Markt eintreten. Die hohen Aufwendungen für 
die Infrastruktur stellen nämlich sogenannte ‚versunkene Kosten‘ dar.16 Dies 
bedeutet, dass Investitionen in die Eisenbahninfrastruktur bei Misserfolg nicht 
kostenneutral zurückgeführt werden können.17 Die Anlage einer kostenintensi-
ven Eisenbahntrasse als Parallelroute zu einer bereits existenten würde damit 
praktisch zum Totalverlust, wenn keine hinreichenden Marktanteile von dem 
bestehenden Unternehmen gewonnen werden könnten. Da dieses Risiko grund-
sätzlich mögliche Wettbewerber von Investitionen abhält,18 wird der Eisen-
bahnsektor als nicht bestreitbarer Markt angesehen.19  

                                                           
12 Monopolium bezeichnet dabei herkömmlich die Möglichkeit oder das Recht, ein Gut 

als einziger zu verkaufen, vgl. zur Begriffsgeschichte, Badura, Verwaltungsmonopol, S. 1f. 
13 Rechtlich geschaffene und definierte Monopole finden sich spätestens seit der Antike 

und waren besonders bedeutend durch die Form der ausschließlichen hoheitlichen Rechte 
im Regalienwesens, Kellenbenz, Monopol, S. 634ff. 

14 Zum Teil wurde diese Form als „Leitungsmonopol“ bezeichnet, Badura, Verwaltungs-
monopol, S. 3f. m.w.N. 

15 Samuelson/Nordhaus, Volkswirtschaftslehre, S. 489; Leschke, Regulierungstheorie, 
S. 300ff. 

16 Müller/Vogelsang, Regulierung, S. 36. 
17 Vgl. hierzu Knieps, Regulierung, S. 44ff. 
18 Das bereits bestehende Eisenbahnunternehmen vermag zusätzlich theoretisch vor die-

sem Hintergrund unterstützend durch kurzfristige Reduzierung der Preise die Eintrittsmoti-
vation weiter zu senken, ebd., S. 47. 

19 Zum Begriff der bestreitbaren Märkte grundlegend, Baumol/Panzar/Willing, Con-
testable Markets. 
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 Dieser Charakter des Eisenbahnwesens wirft nun ein Problem für die Preis-
bildung auf. Da der Eisenbahnsektor damit zu einer Monopolstellung des Un-
ternehmens tendiert, bestehe für die Entgeltbildung die Gefahr einer Ausnut-
zung dieser Marktposition. Der Monopolist könne mit dem Ziel der Gewinn-
maximierung versuchen, seine Kosten zu vermindern, das Angebot zu verknap-
pen und gleichzeitig die Preise zu erhöhen. Soweit die Abnehmer jedoch auf 
seine Leistungen angewiesen seien und nicht auf andere Transportmöglichkei-
ten ausweichen könnten, müssten sie diese vom Monopolisten diktierten Kon-
ditionen akzeptieren.20 Eine streng an diesem Ziel der Maximierung der Unter-
nehmenswohlfahrt orientierte Preisbildung führe damit zu einer Übervortei-
lung der Abnehmer und insgesamt zu einem Verlust bei der Gesamtwohlfahrt 
im Vergleich zur Anwendung eines denkbaren Wettbewerbspreis.21 Letztlich 
würde insofern nur das Eisenbahnunternehmen von der Monopolsituation zu 
Lasten der Kunden profitieren. 

 Diese besondere Problematik des natürlichen Monopols des Eisenbahnwe-
sens stellt damit eine Begründung für die Schaffung rechtlicher Vorkehrungen 
zur Korrektur dieses Umstandes dar.22 Es ist dabei auch festzustellen, dass die 
Monopoltendenz des Eisenbahnwesens schon zu Beginn des 19. Jhds. grund-
sätzlich erkannt wurde.23 Wolfgang Rüfner bezeichnete das Eisenbahnzeitalter 
insofern treffend als den „Beginn der modernen Monopolkontrolle“.24 Die zeit-
genössische Bewertung dieser Monopolgefahr war zu Beginn jedoch noch da-
von abhängig, inwiefern man intermodalen Wettbewerber, also solchen durch 
die andere Verkehrsmittel der Schifffahrt und des Landstraßenverkehrs, eine 

                                                           
20 Die Steuerung von Preis und Angebotsmenge zur Maximierung des Gewinns führte 

nach Adam Smith, Wealth, I, S. 63 bei Monopolsituationen zum höchsten realisierbaren 
Preis, während freier Wettbewerb den niedrigsten möglichen erzeuge. 

21 Das Gewinnmaximum eines Monopolisten stellt sich in der für ihn optimalen Preis-
Mengenkombination dar, welche unabhängig von den Interessen der Abnehmer bestimmt 
wird (sog. Cournotscher Punkt), vgl. hierzu Cezanne, VWL, S. 148ff. 

22 Heute wird eine Regulierungsbedürftigkeit neben der Einschränkung der Marktmacht 
von Monopolen oder Oligopolen alternativ mit der Beseitigung von Informationsungleich-
gewichten oder der Korrektur externer Effekte begründet, Samuelson/Nordhaus, Volkswirt-
schaftslehre, S. 489ff.; Leschke, Regulierungstheorie, S. 290ff. 

23 So folgerte der Rechtsgelehrte August Ludwig Reyscher 1852 auf der Suche nach der 
legitimen Begründung der Rechte des Staates über die Eisenbahnen derem Unterschied zum 
allgemeinen Wesen des Privatgewerbes: Letzteres sei im Interesse des Unternehmers betrie-
ben und dem Wettbewerb unterworfen. Das Eisenbahnwesen verhalte sich dazu gegensätz-
lich. Während es sich allgemein dem Interesse des Verkehrs unterordnen müsse, bestehe 
kein Wettbewerb, sondern ein „thatsächliches Monopol des Verkehrs auf der betreffenden 
Linie“, Reyscher, Rechte, S. 279. Hierzu m.w.N. für Preußen und England auch Michalczyk, 
Ursprünge, S. 7ff. 

24 Rüfner, Formen, S. 79. 
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disziplinierende Wirkung zusprach.25 Bald entwickelten sich jedoch gravie-
rende staatliche Eingriffe zur Reaktion auf die Monopolproblematik heraus. 
Dabei kann man systematisierend regelmäßig von einer US-amerikanischen 
Tradition sprechen, welche mit der Schaffung einer „regulation“ am Ende des 
19. Jhds. eine besondere Form der Wirtschaftsaufsicht errichteten.26 Hierbei 
wurde insbesondere eine aktive Einwirkung auf die Preisbildung privater Ei-
senbahngesellschaften durch eine staatliche Aufsichtsbehörde integraler Be-
standteil der Konzeption.27 Die kontinentaleuropäische Tradition wird in Ab-
grenzung hierzu hingegen in der entsprechenden Übernahme der Verwaltung 
der Eisenbahnen durch den Staat selbst gesehen.28 Durch die Verstaatlichung 
konnte insofern die Gefahr des Missbrauchs einer Monopolstellung durch Pri-
vate ebenfalls verhindert werden. Dass diese Entscheidung jedoch lediglich 
neue Fragen für den Bereich der Tarifbestimmung aufwarf, ist bereits deutlich 
geworden. Ein Verweis auf die Staatsbahntradition in Deutschland liefert inso-
fern lediglich oberflächliche Erkenntnisse über die Behandlung der als natürli-
ches Monopol angesehenen Eisenbahnen im Hinblick auf ihre Preisbildung. 
Genauere Erkenntnisse verspricht jedoch eine genauere Betrachtung der Ent-
wicklung des Tarifbestimmungsrechts zu liefern. 

b) Einfluss der Eisenbahnen auf Wirtschaft und Gesellschaft 

Neben dieser Monopoltendenz des Eisenbahnwesens wies das historische Ei-
senbahnwesen zudem einen besonders hohen Einfluss auf die wirtschaftlichen 
und gesellschaftlichen Strukturen auf. Die große Bedeutung der Eisenbahn als 
Transportmittel der industriellen Revolution bedeutete insofern, dass ihre 
Preisgestaltung besonders geeignet war, die Abnehmermärkte zu beeinflussen. 

 Innerhalb weniger Jahrzehnte konnten die Eisenbahnen im Verkehrswesen 
des 19. Jhds. eine entscheidende Stellung einnehmen. Nach seiner Einführung 
im Deutschen Bund ab den 1820er Jahren entwickelte sich das Eisenbahnwe-

                                                           
25 Zu Beginn und bis zum Aufkommen des Lastkraftwagenverkehrs bestand ein Wettbe-

werb auf dem Gebiet des Transports daher lediglich durch die Binnen- und Seeschifffahrt 
und teilweise durch andere Eisenbahnlinien über Knotenpunkte, Kloten, Eisenbahntarife, 
S 60. 

26 Vgl. etwa Schmoeckel, „Regulierung“. 
27 Beim Eingriff in die Preisbildung eines natürlichen Monopols stellt sich dabei auch das 

Problem, auf welche Weise man Preise erzielen kann, welche bei hypothetischem Wettbe-
werb beständen. Eine Orientierung an hypothetischen Wettbewerbspreisen erfordert hinrei-
chende Kenntnisse und Modelle, um diesen nahezukommen. In der Regulierungstheorie der 
Preisbildung natürlicher Monopolisten haben sich dabei verschiedene – teils historische, 
teils modifizierte – Ansätze herausgebildet, wobei teilweise auf eine Begrenzung der Rendite 
bzw. des Ertrags oder der Setzung von Höchstpreisen angeknüpft wird. Vgl. zu den Modellen 
etwa, Kunz, Regulierungsregime, S. 53ff.  

28 Lepsius, Regulierungsrecht, S. 10f. 
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sen rasch zum zentralen Transportmittel. Die Ermöglichung der Massenbeför-
derung von Gütern über weite Strecken, ihre Schnelligkeit, Regelmäßigkeit, 
Pünktlichkeit, Sicherheit, Anpassungsfähigkeit, bewusste Linienführung und 
schließlich die Vergünstigung des Transports lieferten zahlreiche Gründe für 
die zeitgenössischen Abnehmer von Transportleistungen, sich der Eisenbahnen 
zu bedienen.29 Das Transportwesen vor der Eisenbahnzeit, welches sich aus 
dem Landfuhr- und Schifffahrtsgewerbe zusammensetzte, verlor entsprechend 
schnell Anteile am Verkehrsaufkommen an dieses neue Beförderungsmittel. 
Gleichzeitig wurden die Eisenbahngesellschaften als großangelegte Unterneh-
mungen ihrerseits zu Auftraggebern und Abnehmern für die Industrie und da-
mit selbst zu regionalen Industriefaktoren.30 So erfuhr etwa die allgemeine Ei-
sen- sowie die spezielle Eisenbahnbetriebsmittelindustrie in Berlin in der ers-
ten Hälfte des 19. Jhds. durch die gestiegene Nachfrage bei gleichzeitiger Ver-
günstigung des Bezugs von Rohmaterialien einen enormen Aufschwung.31  

 Der technische Fortschritt im Transportwesen durch die Einführung und 
Ausbreitung der Eisenbahn überbrückte dabei räumliche und zeitliche Gren-
zen.32 Mit einem wachsenden Netz verbanden die Eisenbahnen nunmehr unter-
schiedliche Regionen und erschlossen damit neue Absatzmärkte für Handel 
und Industrie.33 Damit veränderte das Eisenbahnwesen schließlich die Wettbe-
werbsstrukturen auf den Abnehmermärkten. Für die Möglichkeit der Teil-
nahme an diesen Veränderungen für einzelnen Abnehmer nahm nun die Ent-
geltgestaltung durch die Eisenbahnen eine große Bedeutung ein. Höhe und Ge-
staltung der zu zahlenden Transportentgelte bestimmten nun darüber, ob und 
inwiefern diese die Möglichkeit des Eisenbahntransports für ihre Ware und ihr 
Gewerbe überhaupt nutzen konnten.34 Aus Sicht der Abnehmer stellten die Be-
förderungspreise schließlich einen bedeutenden Anteil bei der Preisbildung ih-
rer eigenen Produkte dar.35 Diese traten neben dessen eigentlichen Herstel-
lungskosten und die Gewinnmarge.36 Industrie und Handel konnten ihre Waren 

                                                           
29 Hesse, Nationalökonomie, I, S. 244f. 
30 Vgl. zur Rolle des Eisenbahnbaus für die Eisenindustrie, Fremdling, Technologischer 

Wandel, S. 326ff. Die herausragende Stellung der Eisenbahnen als Abnehmer behielten 
diese dabei auch, nachdem die Schienennetze ausgebaut waren, vgl. etwa für die Bundes-
bahn, Sarter/Kittel, Deutsche Bundesbahn, S. 182f.; Schulz, Bundesbahn, S. 324.  

31 Berlin und seine Eisenbahnen, II, S. 145ff. 
32 Borght, Verkehrswesen, S. 1161f. betonte die Auswirkung der Entwicklungen des Ver-

kehrswesens des 19. Jahrhunderts, die auf Dampf und Elektrizität aufbauten, auch für das 
geistlich-sittliche und politische Leben der Menschen, welche nun ohne großen Reichtum 
die Vorzüge schneller und weiter Bewegung in Anspruch nehmen könnten. 

33 Zum Einfluss der Eisenbahnen und insbesondere der Tarife auf die Raumordnung, vgl. 
etwa Schulz-Kiesow, Eisenbahngütertarifpolitik. 

34 Ritter-Záhony, Entwicklung, S. 12. 
35 Wulff, Güter- und Tiertarife, S. 133; Wiedenfeld, Eisenbahn, S. 64; Eger, Eisenbahn-

recht, S. 150f., 159. 
36 Graff, Tarifpolitik, S. 23. 
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jedoch lediglich dann absetzen, wenn ihr Preis im Vergleich zu anderen Unter-
nehmen im Markt konkurrenzfähig war. Insofern korrespondierte der Vorteil 
einer Vergrößerung der Absatzmärkte durch die Eisenbahnen gleichzeitig mit 
der Eröffnung überregionaler Konkurrenz für die regionalen Anbieter. Pro-
dukte und ihre Preise mussten sich damit auf einem größeren Markt durchset-
zen.37 

 Die herausragende Stellung der Eisenbahnen und ihrer Preisgestaltung für 
die Abnehmermärkte betont gleichsam die Bedeutung des Tarifbestimmungs-
rechts. Insoweit stellten sich auch die Auswirkungen einer möglichen Ausnut-
zung der Monopolstellung als besonders gravierend dar. Aufgrund seiner Be-
deutung wurde dem Eisenbahnsektor sowie rechtlichen Entscheidungen hierzu 
auch eine hohe öffentliche Aufmerksamkeit zuteil. Die Untersuchung ver-
spricht insofern auch Erkenntnisse über die rechtliche Ordnung von Einrich-
tungen mit erheblichem Einfluss auf Wirtschaft und Gesellschaft in Deutsch-
land. 

2. Recht der Tarifbestimmung 

Bislang wurde für die Beschreibung der Problematik weitestgehend die Be-
griffe des Preises oder des Entgelts verwendet. Soweit die Untersuchung im 
Folgenden an der Entwicklung des Tarifbestimmungsrechts ansetzt, ist dieser 
spezifische Terminus zu erläutern. 

 Der im Grundsatz verwendete Begriff des ‚Preises‘ bezeichnet dabei in der 
herkömmlichen Wortbedeutung das in einem Austauschverhältnis als Gegen-
leistung Dazugebende.38 Bei völliger Freiheit beider beteiligter Parteien ergibt 
sich dieses Entgelt daher aus dem vom Parteienwillen beider getragenen Kon-
sens über den individuellen Wert einer Sache für den Abnehmer. Im Regelfall 
eines kommerziellen Geschäftsablaufs wird der Anbieter eines Gutes oder ei-
ner Dienstleistung jedoch gleichsam eine Erwartung an die zu erzielende Ein-
nahme für die Hergabe seines Vermögenswertes haben. Die Bildung von Prei-
sen im Rechtsverkehr dient der Übermittlung dieser Erwartungen an den Ab-
nehmerkreis. Für das Unternehmen stellt dies einen betriebswirtschaftlichen 
Vorgang dar, bei dem er Fragen der Kostenverteilung oder etwa des Marke-
tings zu entscheiden hat. 

 In der Eisenbahngeschichte trifft man diesen Begriff des „Preises“ jedoch 
kaum an. Regelmäßig werden die entsprechenden Vorgänge vielmehr unter 

                                                           
37 Daraus folgerte schließlich auch die Frage, inwiefern die Preisgestaltung die Belas-

tungsfähigkeit der Transportgüter berücksichtigen sollte. Vgl. zur Rolle des Verkehrswerts 
bei der Tarifierung etwa Wulff, Güter- und Tiertarife, S. 123. Die deutsche Brennstoffwirt-
schaft galt etwa noch zu Beginn des 20. Jhds. lediglich in Abhängigkeit von den Gütertrans-
portpreisen überhaupt als wettbewerbsfähig. Landberg, Brennstoffwirtschaft, S. 66. 

38 Brockhaus’ Konversations-Lexikon, XIII, S. 370. 
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